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Somalier soll lange in Haft

90-Jährige verbrennt im Bett

Farbenprächtige Gartenschau

Osnabrück: Im Prozess gegen einen mut-
maßlichen somalischen Piraten liegen
die Strafanträge von Staatsanwaltschaft
und Verteidigung weit auseinander. Die
Anklagebehörde forderte am Mittwoch
wegen schwerer räuberischer Erpres-
sung in Tateinheit mit erpresserischen
Menschenraubs eine Haftstrafe von
zwölfeinhalb Jahren. Der Verteidiger
des 44 Jahre alten Somaliers plädierte
darauf, dass die Haftstrafe nicht höher
ausfallen dürfe als sieben Jahre. Der An-
geklagte muss sich vor dem Landgericht
Osnabrück für die achtmonatige Ent-
führung des Tankers „Marida Margue-
rite“ vor der somalischen Küste im Jahr
2010 verantworten. Er soll ein führendes
Mitglied der Piratenbande gewesen sein.
Das Urteil wird an diesem Donnerstag
gesprochen. lni

Bremen: Eine pflegebedürftige 90 Jahre
alte Frau ist bei einem Feuer in ihrer Bre-
mer Wohnung im Bett verbrannt. Feuer-
wehrleute retteten ihre 88 Jahre alte Mit-
bewohnerin am Mittwochmorgen aus ei-
nem Nebenzimmer. Sie kam mit einer le-
bensgefährlichen Rauchvergiftung ins
Krankenhaus. Das Feuer im Stadtteil Ve-
gesack sei durch einen elektrischen De-
fekt im Bereich des Bettes ausgebrochen,
teilte die Polizei mit. lni

Papenburg: Mit einer farbenprächtigen
Eröffnungsfeier hat am Mittwoch die
5. Landesgartenschau Niedersachsen in
Papenburg begonnen. Hunderte Zuschau-
er verfolgten am Morgen zum Auftakt den
Auftritt von mehr als fünf Meter hohen
Schneekönigen in einem Theaterstück,
das die Vertreibung des Winters und die
Rückkehr des Frühlings mit einer riesi-
gen Sonne zum Thema hatte. Minister-
präsident Stephan Weil (SPD) lobte die
Veranstalter in der emsländischen Hafen-
stadt für ihre Gemeinschaftsleistung. Er
wünschte ihnen, dass Papenburg „für 187
Tage so etwas wie die heimliche Haupt-
stadt Niedersachsens werde“. lni/dpa

Geldstrafe nach
Schlag gegen
Polizisten

Göttingen (pid). Eine von vielen Protes-
ten begleitete Wahlkampfveranstaltung
der sogenannten Bürgerbewegung Pro
Deutschland im August vergangenen
Jahres in Göttingen hat jetzt ein weiteres
strafrechtliches Nachspiel gefunden. Das
Amtsgericht Göttingen verurteilte einen
Teilnehmer der Gegendemonstration we-
gen vorsätzlicher Körperverletzung zu
einer Geldstrafe von 15 Tagessätzen zu je
20 Euro (insgesamt 300 Euro).

Der Richter sah es als erwiesen an, dass
der Student einem Polizisten bei der
Kundgebung in der Güterbahnhofstraße
einen sogenannten Hammerschlag auf
den Unterarm verpasst hatte. Der betrof-
fene Beamte gab als Zeuge in der Ver-
handlung an, noch mehrere Stunden nach
dem erlittenen Faustschlag Schmerzen
gehabt zu haben. Der Angeklagte selbst
äußerte sich nicht zu den Vorwürfen.

Auch gegen mehrere Pro-Deutschland-
Aktivisten waren Ermittlungsverfahren
wegen Körperverletzung eingeleitet wor-
den. Der Bundesgeschäftsführer der
rechtsextremen Kleinpartei, Lars Sei-
densticker, erhielt einen Strafbefehl über
2700 Euro. Seidensticker soll bei der
Kundgebung einem 17-Jährigen, der „Na-
zis raus“ gerufen hatte, einen Fußtritt ge-
gen die Hüfte verpasst haben.

Ein weiterer Aktivist der Splittergrup-
pe erhielt einen Strafbefehl über 1200
Euro. Er soll den Schüler nach dem Fuß-
tritt in den Schwitzkasten genommen
und gewürgt haben.

Ende März trat die Trommelgruppe „Trokiwa“ bei einem Willkommensfest in Hannover auf, einen Tag später wurde ein Musiker abgeschoben. Er war im Land wohl nicht willkommen.

Gefeierter Musiker abgeschoben

Hannover/ Berne. Eine Abschiebung
reißt eine Lücke in ein vorbildliches Inte-
grationsprojekt. Sie sind schwarz und
weiß, jung und alt, haben ausländische
Wurzeln oder nicht – in der
Musikgruppe „Trokiwa“
trommelt man gemeinsam,
egal welcher Herkunft. Die
Bewerbung beim diesjähri-
gen Niedersächsischen Inte-
grationspreis des Landes lag
nahe. Denn wenn das keine
Integration ist, was dann?
Die 18 Musiker und Tänzer,
die aus Niedersachsen stam-
men, treffen sich regelmäßig
in der Kirchengemeinde Gil-
ten (Heidekreis) zum Üben.
Integrationsbeauftragte Do-
ris Schröder-Köpf (SPD) hat
alle Bewerber zur Preisver-
leihung am 23. Juni in Han-
nover eingeladen.

Bei „Trokiwa“ allerdings
wird ein Platz leer bleiben.
Denn der 25-jährige Arnaud Touvoli aus
Berne im Kreis Wesermarsch ist – nur ei-
nen Tag nach einem Auftritt „Trokiwas“
bei einem Willkommensfest für Flücht-
linge in Hannover-Linden – nach Vene-
dig abgeschoben worden. Für den Kreis
ist dies „ein ganz normaler Dublin-Fall,
der ordnungsgemäß durchgeführt wor-
den ist“. Im vergangen Frühjahr war der

Musiker und Komponist, der ursprüng-
lich von der Elfenbeinküste stammt, über
Italien nach Deutschland gekommen. Er
beantragte im Juni Asyl, im November
2013 lehnte dies das Bundesamt für Mi-
gration ab. Deutschland sei nicht zustän-
dig, da Touvoli über Italien eingereist sei.

Er müsse dorthin wieder zu-
rückkehren. Seinen Eilantrag
gegen die Abschiebung wies
das Verwaltungsgericht Ol-
denburg Ende Januar 2014 ab.

Dündar Kelloglu vom
Flüchtlingsrat warnt vor Ab-
schiebungen nach Italien. Viele
Flüchtlinge würden dort ob-
dachlos, staatliche Unterstüt-
zungen gebe es auch nicht. Es
sei ein Skandal, dass der Bund
Rückführungen nach Italien
nicht generell verbiete. So sei
es den Verwaltungsgerichten
ins Benehmen gestellt, wie sie
verfahren. Manche urteilten
rigider, andere – wie die Ge-
richte in Braunschweig und
Hannover – zögerten eher,
Asylbewerber dorthin abzu-

schieben.
Dieser Einschätzung widerspricht das

Bundesamt für Migration und Flüchtlin-
ge. Trotz vorhandener Mängel und ein-
zelner Missstände verfüge Italien über
ein funktionierendes Asylverfahren, sag-
te Sprecherin Corinna Rappe. Das nie-
dersächsische Innenministerium weist
die Verantwortung von sich: Bei Über-

stellungssverfahren nach dem Dublin-
Abkommen hätten Länder keine Ent-
scheidungszuständigkeit, sie leisteten
nur Vollzugshilfe. „Wir hätten so gern
unseren Profimusiker Arnaud Touvoli
zurück“, sagte der Giltener Pastor Hans-
Gerd Paulus. Durch die wöchentlichen
Proben sei eine enge Freundschaft zu
dem 25-Jährigen entstanden. Arnaud
habe 2002 an der Elfenbeinküste seine
Familie im Krieg verloren, 2011 sei er
nach Togo geflohen, dort sei sein Adop-
tivvater gestorben.

Touvoli sei ohne Familie und ohne Geld
über Italien nach Deutschland gekom-
men, sagte Pastor Paulus. In der Musi-
kergruppe „Trokiwa“ habe er eine neue
Heimat gefunden. Durch die Abschie-

bung nach Venedig, wo er prompt ob-
dachlos geworden sei, habe er seine Fa-
milie quasi ein drittes Mal verloren.
nKritik an Abschiebungen: Innenmi-
nister Boris Pistorius (SPD) muss wie-
derholt Kritik einstecken. Im Kreis
Wittmund wehrte sich der Landrat mit
Rückendeckung des Innenministeri-
ums gegen ein Verwaltungsgerichtsur-
teil, das einer 29-jährigen Roma-Frau
nach 23 Jahren Duldung eine dauerhaf-
te Bleibe zugesprochen hatte. Aufre-
gung verursacht auch ein Polizeiein-
satz in Göttingen. Dort hatten 50 De-
monstranten die Abschiebung eines So-
maliers nach Italien verhindern wollen.
Beamte sollen Schlagstöcke eingesetzt
haben.

Von SaSkia Döhner unD
klauS Wallbaum

Anwärter auf Integrationspreis sitzt jetzt in Italien auf der Straße

Neuland nennt Betrug mit Hähnchen „Einzelfall“

Hannover. Das Landwirtschaftsminis-
terium will einen mutmaßlichen Betrug
mit falsch deklariertem Hähnchenfleisch
„rückhaltlos“ aufklären lassen. Sollten
sich die Betrugsvorwürfe gegen einen
Landwirt aus Wietzen (Kreis
Nienburg) erhärten, sei dessen
Verhalten scharf zu
verurteilen, sagte
eine Sprecherin
von Minister
Christian Meyer
(Grüne) am Mitt-
woch. Die Staats-
anwaltschaft Ol-
denburg hat unter-
dessen Vorermitt-
lungen gegen den
Hähnchenmäster
eingeleitet.

Der betroffene Landwirt L. wollte sich
am Mittwoch zu den Vorwürfen nicht äu-
ßern. In der Wochenzeitung „Die Zeit“
hatte er zuvor zugegeben, Kunden im
großen Stil über die Herkunft von Hähn-

chenfleisch getäuscht zu haben. Er habe
vorgegeben, das Geflügel sei nach den
Tierschutzvorschriften des Neuland-Ver-
bands produzierte worden. Dieser Zu-
sammenschluss selbstständiger Höfe ist
kein Bioverband, sondern bringt Fleisch
von Tieren auf den Markt, die artgerecht
gehalten wurden. Das Gütesiegel auf der

Verpackung soll den Kunden bei-
spielsweise garantieren, dass

die Hühner oder
auch Schweine im
Stall oder Freiland
deutlich mehr Aus-
lauf hatten als in
der Massentierhal-
tung.

Landwirt L. hat-
teeingeräumt,über
Jahre konventio-
nell gehaltenes Ge-
flügel eingekauft,

in seinem ebenfalls unter der Neuland-
Marke betriebenen eigenen Schlachthof
verarbeitet und als Neuland-Geflügel
verkauft zu haben. Als wichtigster Neu-
land-Geflügellieferant habe er auf diese
Weise mehrere Hunderttausend Euro

verdient. Seinen Äußerungen zufolge
konnte er die Neuland-Bedingungen
nicht einhalten, weil der Preisdruck zu
hoch gewesen sei.

Der Verein Neuland mit Sitz in Sach-
sen-Anhalt sprach von einem „Einzel-
fall, bei dem möglicherweise kriminelle
Energie und Raffgier eine Rolle gespielt“
hätten. „Sollte es sich bestätigen, dass
der Landwirt L. aus Wietzen einen Mas-
senbetrug mit Geflügelfleisch begangen
hat, sind wir tief enttäuscht“, sagte ein
Sprecher. Hinweise auf Unregelmäßig-
keiten hat es nach Verbandsangaben 2013
gegeben. Bereits im Jahr zuvor gab es
Auseinandersetzungen, weil der Land-
wirt sich nicht auf Einschränkungen bei
den zugelassenen Hähnchenrassen ein-
lassen wollte. Neuland hatte beschlossen,
nur noch langsam wachsende Rassen ein-
zusetzen, um dem Anspruch auf tierge-
rechte Haltung nachkommen zu können.
Als bei einem Datenabgleich Unregelmä-
ßigkeiten festgestellt wurden, sei an Ge-
flügelschlachthof L.s eine von Neuland
beauftragte Fleischanalyse in Auftrag
gegeben worden. Bevor es dazu kam,
habe der Landwirt von sich aus am 9. De-

zember 2013 bei Neuland gekündigt.
Die Sprecherin des Landwirtschaftsmi-
nisteriums in Hannover wies darauf hin,
dass die Neuland-Richtlinien nicht staat-
lich überwacht würden, sondern nur von
dem Verband, der das Siegel vergibt. L.
habe einen Mastbetrieb ohne Biosiegel
und einen Schlachtbetrieb mit Biosiegel.
Letzteren habe das Landesamt für Ver-
braucherschutz zuletzt im November
2013 überprüft, ohne dass etwas Auffäl-

liges festgestellt wurde. Die Unterlagen
seien nun der Staatsanwaltschaft über-
geben worden.

Zuständig ist die Zentralstelle für
Landwirtschaftsstrafsachen bei der
Staatsanwaltschaft Oldenburg. Dort sei
bisher in dem Fall nicht ermittelt wor-
den, sagte Sprecherin Carolin Castagna.
Aufgrund der Presseberichte werde nun
aber von Amts wegen geprüft, ob ein Er-
mittlungsverfahren eingeleitet wird.

Von Gabriele Schulte
unD SaSkia Döhner

Landwirt hielt sich offenbar nicht anVorgaben desVerbandssiegels für artgerechte Haltung / Staatsanwaltschaft leitet Vorermittlungen ein

So wenig
Schulabbrecher
wie noch nie

Hannover.Kaum noch ein Jugendlicher
verlässt die Schule ohne einen Abschluss.
Wie das Kultusministerium gestern mit-
teilte, ist die Zahl der 14- bis 16-jährigen
Abgänger ohne Abschluss auf einen his-
torischen Tiefstand von fünf Prozent ge-
sunken. Im Entlassungsjahr 2012 lag der
Anteil der Schüler, die keinen oder weni-
ger als einen Hauptschulabschluss hat-
ten, noch bei 5,4 Prozent. „Ein Schulab-
schluss ist die Basis für den Einstieg in
das Berufsleben“, sagte Kultusstaatsse-
kretär Peter Bräth. Grund für die positive
Entwicklung sei auch die verstärkte Be-
rufsorientierung in den Schulen. Dazu
gehörten Praxistage und Praktika für die
Schüler, aber auch die enge Zusammen-
arbeit mit berufsbildenden Schulen und
Schülerfirmen. Ein früher Praxiskontakt
verstärke das Interesse der Schüler an ei-
nem Schulabschluss.

Das Land stellt für das „Hauptschul-
profilierungsprogramm“ bis 2016 jährlich
rund 13 Millionen Euro zur Verfügung.
Dabei trainieren unter anderem Sozial-
pädagogen Jugendliche beim Schreiben
von Bewerbungen. Zudem betreibt das
Ministerium mit der Bundesagentur für
Arbeit die Koordinierungsstelle Berufs-
orientierung, die ein Budget von jährlich
3,5 Millionen Euro hat.

Für den FDP-Bildungsexperten Björn
Försterling ist die niedrige Schulabbre-
cherquote ein Beleg für die erfolgreiche
Bildungspolitik der schwarz-gelben Vor-
gängerregierung. Rot-grün dürfe diese
Erfolge nicht leichtfertig verspielen. Es
müssten noch mehr Schulsozialarbeiter
eingestellt werden, nicht nur an den
Hauptschulen, sondern auch an Real-
schulen und Gymnasien. Experten kriti-
sieren seit Langem, dass Gymnasiasten
viel zu wenig aufs Erwerbsleben vorbe-
reitet würden.

Von SaSkia Döhner

Frühe Berufsorientierung
zeigt Wirkung

Im Dublin-II-Verfahren wird festge-
stellt, welcher europäische Staat für
die Prüfung eines Asylantrags zustän-
dig ist. So soll garantiert werden, dass
jeder Antrag, der in der EU, Norwe-
gen, Island, der Schweiz und in Liech-
tenstein gestellt wird, nur durch einen
Staat überprüft wird. Rechtsgrundlage
ist ein Vertrag der beteiligten Staaten
aus dem Jahr 2003. Seit Anfang des
Jahres gilt die sogenannte Dublin-III-

Verordnung. Der Anwendungsbereich
wurde nun auf alle Flüchtlinge, die um
internationalen Schutz bitten, ausge-
dehnt. Dadurch wird vor allem den
südeuropäischen Staaten eine größere
Verpflichtung auferlegt, etwa wenn
Menschen aus Afrika fliehen. Ein Staat
kann das Asylverfahren aus humanitä-
ren Gründen auch an sich ziehen, selbst
wenn der Flüchtling über einen Dritt-
staat gekommen ist. dö

„Dublin“ legt die Zuständigkeit fest

Datenverkehr
der Uni fällt

stundenlang aus
Göttingen (pid). Ein Komplettausfall

des zentralen Netzwerks hat für mehrere
Stunden den gesamten Datenverkehr der
Universität Göttingen, der Göttinger
Universitätsmedizin und der fünf Göt-
tinger Max-Planck-Institute lahmgelegt.
Drei Stunden lang hatten die Mitarbeiter
der Forschungseinrichtungen und sonsti-
gen Universitätsbereiche am Dienstag
keinen Internetzugang. Der E-Mail-Ver-
kehr war sogar bis in die Abendstunden
blockiert. Einen Ausfall in dieser Größen-
ordnung habe es bislang noch nicht gege-
ben, sagte der Sprecher der Gesellschaft
für Wissenschaftliche Datenverarbei-
tung (GWDG), Thomas Otto, am Mitt-
woch. Die GWDG betreibt das Hochge-
schwindigkeitsnetz GÖNET, das die Göt-
tinger Wissenschaftseinrichtungen mit-
einander verbindet.

Der stundenlange Ausfall sei durch
eine Überlastungssituation im sogenann-
ten 10-Gigabit-Kernbereich des Wissen-
schaftsnetzes hervorgerufen worden, sag-
te Otto. Die genaue Ursache stehe noch
nicht fest. „Einen Hackerangriff können
wir mit ziemlicher Sicherheit ausschlie-
ßen.“ Vermutlich sei ein technischer De-
fekt in der Hardware aufgetreten.

Ihn interessiert Musik
mehr als Politik: Der
25-jährige Arnaud
Touvoli.von Ditfurth (2)

Kremer führt Abteilung
Hannover: Die Juristin Jutta Kremer
(SPD) wird neue Leiterin der Abteilung
für Europa und internationale Zusam-
menarbeit in der Staatskanzlei. Das hat
die Landesregierung jetzt entschieden.
Kremer folgt auf Christoph Wilk (CDU),
der die Staatskanzlei verlassen musste
und jetzt die Verkehrsabteilung im Wirt-
schaftsministerium führt. Kremer war
früher schon einmal in der Staatskanzlei
und in mehreren niedersächsischen Mi-
nisterien tätig, sie hat sich dann aber für
mehrere Jahre in den einstweiligen Ru-
hestand versetzen lassen. Die Beamtin
war die einzige Bewerberin für die Abtei-
lungsleiterstelle. kw

Vorerst kein Vertrieb: Von diesem Hof sollen die Hähnchen ausgeliefert worden sein. Garms
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